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dbb-Spitze im Gespräch mit Bundesinnenminister und Kanzleramt-Chef –  
Tarifergebnis für Bund und Kommunen wird zeit- und wirkungsgleich  
übertragen 
 
(dbb) Die zeit- und wirkungsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses für Bund und 
Kommunen auf die Bundesbeamtinnen und -beamten war ein Schwerpunkt von Spitzen-

gesprächen, zu denen der Bundesvorsitzende des dbb beamtenbund und tarifunion Klaus 
Dauderstädt, der Zweite Vorsitzende des dbb beamtenbund und tarifunion und Fachvor-

stand Tarifpolitik Willi Russ sowie der stellvertretende Bundesvorsitzende und Fachvor-

stand Beamtenpolitik dbb beamtenbund und tarifunion Hans-Ulrich Benra am 29. April 
2014 in Berlin mit Bundesinnenminister Thomas de Maizière und dem Chef des Bundes-

kanzleramtes, Bundesminister Peter Altmaier, zusammengetroffen sind.  

 
Insbesondere ging es in der Unterredung mit 

de Maizière auch um den Mindestbetrag von 

90 Euro und die mit der weiteren Zuführung 
zur Versorgungsrücklage verbundene Absen-

kung um 0,2 Prozentpunkte des Ergebnisses 
für beide Erhöhungsschritte. Die dbb-Seite 

lobte das Bundesinnenministerium ausdrücklich 
für die schnelle Vorlage eines Gesetzentwurfes 

für die Besoldungs- und Versorgungsanpas-

sung. Einig war man auch darüber, dass in 
Bezug auf das jüngst vom Bundesverwaltungs-

gericht ergangene Urteil zum Streikverbot für 
Beamte zum gegenwärtigen Zeitpunkt kein 

Handlungsbedarf bestehe, sondern zunächst 

die verfassungsgerichtliche Klärung abgewartet 
werden soll.  

 
Die dbb-Spitze kritisierte erneut die Verfas-

sungswidrigkeit von Abkopplungen bei Besol-
dungsanpassungen in verschiedenen Bundes-

ländern. Dabei stand die Zukunftssicherung 

der Beamtenversorgung – insbesondere in den 
Ländern – ebenso im Fokus, wie die Übertra-

gung der Regelungen aus dem Rentenversi-
cherungs-Leistungsverbesserungsgesetz in die 

Beamtenversorgung. De Maizière machte seine 

entschieden zurückhaltende Position einer 
Übertragung der Rente mit 63 in die Beamten-

versorgung deutlich. Die Prüfung der Übertra-
gung der Mütterrente sei schwierig und dauere 

deshalb an. 

 
Einen detaillierten Meinungsaustausch gab es 

auch zum Thema Tarifeinheit. Zudem kamen 
beide Seiten überein, das Thema „Gewalt ge-

gen Beschäftigte des öffentlichen Dienstes“ 
gemeinsam aufzugreifen und im Wege einer 

Studie Relevanz und Auswirkungen damit zu-

sammenhängender Phänomene eingehend zu 

prüfen. Die Gespräche zur möglichen Novellie-

rung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
und der dienstrechtlichen Begleitung der wei-

teren Entwicklung des Binnenarbeitsmarktes 
Bundeswehr müssen fortgesetzt werden. 

 
Seine Unterstützung bei der weiteren Arbeit an 

einer umfassenden Demografiestrategie mit 

den notwendigen Weichenstellungen für den 
öffentlichen Dienst hat Bundeskanzleramt-Chef 

Peter Altmaier zugesagt. Bei einem Spitzentref-
fen zwischen dem Bundesminister und Klaus 

Dauderstädt, Willi Russ sowie Hans-Ulrich Ben-

ra am selben Tag in Berlin bestand Überein-
stimmung, dass neben einem präventiven 

Gesundheitsmanagement in der Bundesverwal-
tung alters- und alternsgerechte Beschäfti-

gungsbedingungen erforderlich sind. Die dbb-
Repräsentanten verwiesen auf die Erfordernis-

se einer demografiesensiblen Personal- und 

Stellenausstattung und warben in diesem Kon-
text um Unterstützung für weitere Flexibilisie-

rungen, insbesondere im Bereich der Arbeits-
zeit. Den Meinungsaustausch mit dem Chef 

des Bundeskanzleramts nutzten Benra, Dau-

derstädt und Russ auch für eine aktuelle Be-
wertung der von der Bundesregierung geplan-

ten Regelung zur Tarifeinheit sowie die im 
Tarif- und Besoldungsrunde 2014. Auch hier 

zeigte sich die dbb-Seite erfreut über die 

schnelle Vorlage eines Gesetzentwurfs der vom 
Bundesminister des Innern zugesagten zeit- 

und wirkungsgleichen Übertragung des Tarif-
ergebnisses für die Beschäftigten von Bund 

und Kommunen auf die Bundesbeamtinnen 
und -beamten. 

(01/17/14) 
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Tarifeinheit per Gesetz: Angriff auf Gewerkschaftsbewegung –  
dbb und MB warnen vor Einschränkung des Streikrechts 
 
(dbb) „Eine gesetzlich verordnete Tarifeinheit im Betrieb verschiebt das Mächtegleichge-

wicht innerhalb unserer Gesellschaft“, warnen Marburger Bund und dbb beamtenbund 
und tarifunion in einem gemeinsamen Thesenpapier zur gewerkschaftlichen Freiheit und 

Tarifautonomie. Von einer gesetzlichen Regelung, wie sie die Große Koalition in ihrem 
Koalitionsvertrag angekündigt hat, wären längst nicht nur einige der sogenannten kleine-

ren Gewerkschaften betroffen, sondern die Gewerkschaftsbewegung in ihrer Gesamtheit. 

 
Handwerklich würde jede Regelung schnell 

monströse Formen annehmen und letztlich 
eine Flut von Rechtsstreitigkeiten produzieren, 

sind dbb und MB überzeugt. „In jedem einzel-
nen Betrieb müsste die Gewerkschaft mit den 

meisten Mitgliedern ermittelt werden. Wer 

aber definiert den Betrieb? Soll etwa in jedem 
Lehrerzimmer, jedem Klinikum oder jedem 

Finanzamt nach der Mehrheitsgewerkschaft 
gesucht werden? Wer zählt die Mitglieder, 

wann und wie oft? Was gilt bei unterschiedli-
chen oder wechselnden Mehrheiten von Be-

trieb zu Betrieb in einem Tarifgebiet? Was 

passiert bei knappen oder annähernd gleichen 
Mehrheitsverhältnissen? Viele Fragen, aber 

keine Antworten. Fest steht nur eines: Die 
gesetzliche Festschreibung der Tarifeinheit 

wäre ein bürokratisches Monstrum mit zahlrei-

chen komplexen Definitionen, Tatbeständen, 
Untervarianten und Ausnahmen.“ 

 

Beide Organisationen kündigen zugleich massi-
ven Widerstand gegen eine Regelung an, die 

das Grundrecht der Koalitionsfreiheit und die 
ständige Rechtsprechung angreift. „Sollte die 

Große Koalition ihren Plan, einen Tarifzwang 

durchzusetzen, weiter verfolgen und in Geset-
zesform Gestalt annehmen lassen, werden wir 

vor das Bundesverfassungsgericht ziehen und 
eine höchstrichterliche Klärung herbeiführen“, 

bekräftigen dbb und Marburger Bund. 
 

Das Argumentationspapier zur Tarifautonomie 

von dbb und Marburger Bund finden Sie auf 
der dbb Internetseite unter: 
http://www.dbb.de/cache/teaserdetail/artikel/db
b-und-mb-warnen-vor-einschraenkung-des-
streikrechts.html 

(02/17/14) 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

Chef der Steuer-Gewerkschaft verteidigt zunehmende Zahl der Kontoabfragen 
 
(dbb) Der Bundesvorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas Ei-
genthaler hat die zunehmende Zahl der Kontoabfragen durch Finanzämter, Sozialbehörden und Ge-

richte bei Verdacht auf Steuerbetrug und Sozialleistungsmissbrauch verteidigt.  

 
„Das Instrument hat sich bewährt“, sagte Ei-
genthaler der „Mitteldeutschen Zeitung" (Aus-

gabe vom 26. April 2014). „Und das läuft alles 
rechtsstaatlich ab. Die Kontenabfrage ist das 

letzte Mittel, wenn Steuerschuldner mauern 

und falsche Vermögensverhältnisse vorspie-
geln. Da kann der Staat nicht einfach die Hän-

de in den Schoß legen.“ 

 
Eigenthaler beklagte zudem, dass die Daten-

schutzbeauftragten das Problem in der Regel 
zu einseitig wahrnähmen. Sie betrachteten es 

bloß aus der Sicht des Bürgers, nicht aus der 

des Staates. Die Zahl der Kontoabfragen hatte 
sich von 2012 zu 2013 nahezu verdoppelt. 

(03/17/14) 
 

 

Rostocker Straßenbahn AG droht mit Kündigung der Mitarbeiter 
 
(dbb) Mit drastischen Worten hat der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft Deutscher Lo-

komotivführer (GDL) und dbb Vize Claus Weselsky die Drohung der Rostocker Straßen-
bahn AG (RS AG) kommentiert, ihre Lokführer und Zugbegleiter zu entlassen.  

http://www.dbb.de/cache/teaserdetail/artikel/dbb-und-mb-warnen-vor-einschraenkung-des-streikrechts.html
http://www.dbb.de/cache/teaserdetail/artikel/dbb-und-mb-warnen-vor-einschraenkung-des-streikrechts.html
http://www.dbb.de/cache/teaserdetail/artikel/dbb-und-mb-warnen-vor-einschraenkung-des-streikrechts.html
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Man sei sich in dem Unternehmen offensicht-
lich nicht darüber im Klaren, dass man „nicht 

in einer Bananenrepublik lebt, sondern in ei-
nem Rechtsstaat“, erklärte Wesenky am 24. 

April 2014. Die Geschäftsführung der RS AG 

behauptete, die Arbeitskämpfe der GDL seien 
schuld an den Kündigungen. Wörtlich: „Derzeit 

erscheint es uns (Anmerkung.: der RS AG) 
unmöglich, den bevorstehenden längeren Ar-

beitskampf durch einen entsprechenden Tarif-

abschluss zu beenden."  
 

„Das Unternehmen versucht, das Unvermögen 
und das  Versagen der Geschäftsführung zu 

vertuschen“, stellte Weselsky dazu fest. „Fakt 
ist, dass die RS AG aus europäischen Wettbe-

werbsgründen ihre Eisenbahnaktivitäten ohne-

hin einstellen muss, wenn sie nicht die Direkt-
vergabe der gesamten Straßenbahn- und Bus-

leistungen in Zukunft gefährden will. Nicht nur 
die RS AG, sondern eine ganze Reihe anderer 

kommunaler Unternehmen müssen ernüchtert 

feststellen, dass Direktvergaben von Leistun-
gen im öffentlichen Personennahverkehr bei 

gleichzeitiger Beteiligung an Wettbewerbsun-
ternehmen in diesem Markt die Direktvergabe 

gefährden.“ Die Geschäftsführung der RSAG 
scheine ihr eigenes Versagen und die selbstge-

schaffene Zwickmühle nun auf dem Rücken 

der Lokomotivführer und Zugbegleiter aussit-
zen zu wollen.  

 

Die GDL wird ihren Mitgliedern nicht nur 
Rechtsschutz gewähren, sondern sie auch 
weiterhin in ihren Rechten unterstützen, 
versicherte Weselsky. „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Lokomotivführer 
und Zugbegleiter zum Spielball der RS AG 
werden“, so der GDL-Bundesvorsitzende. 
Die GDL hatte eine moderate und stufen-
weise Entgelterhöhung zum Niveau der 
Flächentarifverträge für Lokomotivführer 
und Zugbegleiter angeboten, um das Un-
ternehmen nicht zu überfordern. 
(04/17/14) 

 
 

Politisch motivierte Kriminalität 2013 - DPolG: Gewalt gegen Polizei endlich 
ernst nehmen 
 
(dbb) Mit Besorgnis hat die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) auf die am 29. April 

2014 vom Bundesinnenminister vorgestellten Fakten zur politisch motivierten Kriminali-

tät 2013 reagiert. Nicht nur die Zahl der Gewaltdelikte gegen Polizeibeamte ist erneut 
gestiegen auf 2.011 Fälle im Jahr 2013 (2012: 1.515 Fälle), sondern auch die Qualität der 

Angriffe. Allein drei versuchte Tötungsdelikte aus dem linksmotivierten Spektrum richte-
ten sich gezielt gegen Polizeibeamte. 

 
Der DPolG-Bundesvorsitzende Rainer Wendt 

konstatierte: „Die zunehmende Gewalt gegen 

Polizeibeamte stellt ein ernstes Problem dar 
und muss endlich von der Politik angegangen 

werden. Die Gewaltbereitschaft speist sich 
leider auch aus einer Grundstimmung in man-

chen Gesellschaftsgruppen, denen es allge-
mein an Respekt und Akzeptanz gegenüber 

staatlichen Funktionsträgern mangelt. Anpö-

beln, Schubsen, Anspucken und sich Widerset-
zen bei alltäglichen polizeilichen Handlungen 

bilden den Nährboden für manche politische 
Extremisten, die meinen mit aller Härte zu-

schlagen zu müssen.“ 

 
Die DPolG fordert deshalb neben einer besse-

ren Schutzausstattung von Polizistinnen und 
Polizisten die Anhebung der Strafandrohung 

beim Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 

von derzeit drei auf fünf Jahre. Zudem soll mit 

mindestens sechs Monaten Freiheitsstrafe 
rechnen, wer zusammen mit anderen Vollstre-

ckungsbeamte angreift.  
 

Als richtige Maßnahme erweist sich nach 
Kenntnis der aktuellen Zahlen zur politisch 

motivierten Kriminalität die Einrichtung des 

Gemeinsamen Abwehrzentrums gegen Rechts-
extremismus. Wendt: „Der geringfügige Rück-

gang im Bereich der rechtsmotivierten Strafta-
ten ist zwar noch kein Grund zur Entwarnung, 

er zeigt jedoch, dass der Informationsaus-

tausch zwischen den Sicherheitsbehörden 
Früchte trägt.“ 

(05/17/14) 
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VDR zu Wanka-Aussagen: Lehre kann nicht Ziel der gymnasialen  
Oberstufe sein 
 
(dbb) Bundesbildungsministerin Johanna Wanka zieht nach Auffassung des VDR (Verband 
Deutscher Realschullehrer) falsche Schlüsse aus verfehlter Bildungspolitik. Wanka hatte 

Studienanwärtern mit schlechter Erfolgsprognose vorgeschlagen, stattdessen lieber eine 
Ausbildung zu machen.  

 
„Die einseitige Orientierung auf die Steigerung 

der Abiturquote, wie dies in einigen Bundes-

ländern seit Jahren betrieben wird, zeigt nun 
erste gravierende negative Folgen“, stellte der 

VDR-Bundesvorsitzende Jürgen Böhm am 27. 
April 2014 fest. „Die Vernachlässigung der 

differenzierten Bildungsgänge in den vergan-

genen zehn Jahren und undurchdachte Verein-
heitlichungstendenzen führten vorhersehbar zu 

einem Profil- und Qualitätsverlust der Schular-
ten im gesamten Sekundarbereich, auch und 

gerade beim Gymnasium. Es ist an der Zeit, 
die Talente unserer Kinder so zu fördern, dass 

diese erfolgreich ihr Leben und ihre berufliche 

Zukunft gestalten können“, so Böhm zur Aus-
sage Wankas, dass Abiturienten eine Lehre 

machen sollten.  

 

Angesichts der erschreckend hohen 

Studienabbrecherquoten und der bundesweit 
fehlenden Fachkräfte müsse endlich ein Um-

denken in den Kultusministerien einsetzen. 
Viele Jugendliche seien augenscheinlich in den 

vergangenen Jahren fehlgeleitet worden und 

stünden teilweise mit Mitte Zwanzig vor den 
Scherben einer gescheiterten Bildungsbiogra-

phie. Es reiche nicht, im Regierungsprogramm 
die duale Berufsausbildung zu loben und zum 

deutschen Exportschlager zu erheben, man 
müsse auch in der Bundesrepublik und den 

einzelnen Ländern alles zur qualitativen Stär-

kung der Mittleren Bildungsgänge als Basis der 
beruflichen Bildung tun.  

(06/17/14) 
 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Die Entgeltordnung (EntgO) für den 
Bund ist seit 1. Januar 2014 in Kraft. Damit 

geht ein langer, knapp zehnjähriger Prozess in 
der Auseinandersetzung mit dem Bund um 

eine neue, zukunftsfähige Entgeltordnung er-

folgreich zu Ende. Mit dem Regelwerk ist der 
im Jahr 2005 in Kraft getretene TVöD für den 

Bundesbereich als vollständig abgeschlossen 
anzusehen. „Mit dieser Tarifeinigung wurde 

eine lange Tarifauseinandersetzung mit dem 

Bund erfolgreich abgeschlossen. Wir haben 
jetzt eine neue und moderne Entgeltordnung 

zum TVöD Bund“, fasste Willi Russ, Fachvor-
stand Tarifpolitik des dbb, das Ergebnis zu-

sammen.  
Der dbb begleitet die Einführung der neuen 

EntgO mit einem „tacheles spezial“ - Heft, das 

sowohl die relevanten  
(Änderungs-)Tarifverträge als auch die Texte 

aller sechs Teile der neuen Entgeltordnung 
beinhaltet. Zusätzlich ist eine kurze Erörterung 

vorangestellt, die die wesentlichen Neuerun-

gen beschreibt. 
 

„Die Wirtschaftskrise hat vor allem junge Euro-
päer getroffen. Die europäische Politik wird in 

den kommenden Monaten und Jahren drin-

gend Mittel gegen die hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit finden müssen. Auch bei vielen anderen 

Entscheidungen sind besonders junge Men-
schen stark betroffen. Gerade deswegen ist es 

eben nicht egal, ob es eine hohe oder eine 

niedrige Wahlbeteiligung gibt. Europa geht uns 
alle an“, sagte die Bundesvorsitzende der dbb 

jugend Sandra Kothe während einer Europa-
debatte anlässlich des Bundesjugendausschus-

ses am 26. April 2014 im dbb forum in Kö-

nigswinter. „Junge Menschen sind bei der Eu-
ropawahl am 25. Mai genauso in der Pflicht 

wie alle anderen. Europäische Demokratie ist 
keine Selbstverständlichkeit sondern eine un-

schätzbar große Errungenschaft.“ Gerade jun-
ge Menschen nutzten die Freizügigkeit in Euro-

pa. „Lösungen für ihre Probleme müssen des-

halb möglichst gemeinsam in der EU gefunden 
werden“, so Kothe. 

 
Am 24. April 2014 hat sich die Seniorenkom-

mission des dbb sachsen-anhalt konstituiert. 

Sie soll die besonderen gewerkschafts- und 
gesellschaftspolitischen Interessen der älteren 

Einzelmitglieder des dbb auf Landesebene 
wahrnehmen und sich mit seniorenpolitischen 

Themen befassen. Zum Vorsitzenden der Seni-
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orenkommission wurde Jürgen Braun gewählt. 
Braun (Jahrgang 1948) ist seit 2008 Mitglied 

im Seniorenverband BRH – Bund der Ruhe-
standsbeamten, Rentner und Hinterbliebenen 

Sachsen-Anhalt. Dort ist er stellvertretender 

Landesvorsitzender und Vorsitzender des Orts-
verbandes Magdeburg. In seinem aktiven 

Dienst war er im Sozialministerium des Landes 
Referatsleiter in der Behindertenhilfe und Be-

hindertenbeauftragter der Landesregierung. 

 
Bei der diesjährigen Preisverleihung „Eisen-

bahner mit Herz“ am 28. April 2014 in Berlin 
gingen Gold, Silber und Bronze an Mitglieder 

der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer. 

Wie die GDL mitteilte, prämiert die Allianz pro 
Schiene  mit dem seit 2010 verliehenen Preis  

jährlich auf Vorschlag von Bahnkunden beson-
dere Taten von Eisenbahnern. Zugbegleiter 

Dylan Bevers (Gold) von der NordWestBahn, 
Lokomotivführer Gerard Versteeg (Silber) von 

der metronom Eisenbahngesellschaft und Zug-

begleiterin Anja Hoche (Bronze) von DB Fern-
verkehr haben mit ihren Handlungen auch 

unter teilweise schwierigen Rahmenbedingun-
gen gezeigt, dass das Zugpersonal mehr als 

ein betriebswirtschaftlicher Kostenfaktor ist. Es 

ist vielmehr Repräsentant der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen bei den Kunden, erklärte 

die GDL und gratulierte den drei Preisträgern, 
„stehen doch ihre Taten stellvertretend für die 

tägliche Arbeit und das Engagement des Zug-
personals in ganz Deutschland“.  

 

Ein bundesweites Signal gegen Personalabbau 
bei der Polizei hat die Deutsche Polizeigewerk-

schaft (DPolG) gefordert. Nach einer Sitzung 
der DPolG-Bundesleitung erklärte Vorsitzender 

Rainer Wendt am 28. April 2014 die Unter-

stützung der Gewerkschaft für Pläne des In-
nenministers von Sachsen-Anhalt, Holger 

Stahlknecht. „Jeder Personalabbau bei der 
Polizei ist verantwortungslos und gefährdet die 

Sicherheit der Menschen, deshalb hat Holger 
Stahlknecht unsere volle Unterstützung. Er 

setzt sich mutig und entschlossen für seine 
Polizeibeschäftigten ein, die tagtäglich im Ein-

satz für unser Land den Kopf hinhalten. Das 

verdient Anerkennung und wird von den Ein-
satzkräften mit großem Respekt aufgenom-

men.“ Ministerpräsident Reiner Haseloff sei 
aufgerufen, den Weg zur Finanzierung einer 

ausreichenden Personaldecke in der Polizei 

freizumachen. Dies würde auch für die ande-
ren Länder, vor allem in Ostdeutschland, das 

richtige politische Signal geben, so Wendt.  
 

Der Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR) hat 

im Rahmen seiner Präsidiumssitzung in Berlin 
das BDRhauptstadtFORUM 2014 zum Thema 

„Aufgabenverteilung in der Justiz im neuen 
Zeitalter des elektronischen Rechtsverkehrs" 

veranstaltet. Wie der BDR am 27. April 2014 
mitteilte, ging es in der Diskussion vor zahlrei-

chen hochrangigen Gästen aus der Politik, 

Verbänden und Justizverwaltung unter ande-
rem darum, dass durch die Automatisierung 

Aufgabenbereiche in der Justiz wegfallen, was 
aber teilweise durch neue Gebiete - so im IT-

Bereich - kompensiert werden kann. Unter 

Berücksichtigung der Rechtsbedürfnisse der 
Bürger könnten Aufgaben innerhalb der Justiz 

übertragen werden, etwa durch Vereinfachun-
gen und Standardisierungen. Dennoch müsse 

immer der abwägende Mensch im Mittelpunkt 
einer Entscheidung stehen, hieß es. Dieser 

könne bei wertenden Entscheidungen mit Ge-

staltungsspielraum nur ein sachlich unabhän-
giger Richter oder Rechtspfleger sein. Rechts-

pflegerinnen und Rechtspfleger sind als sach-
lich unabhängiges Organ der Rechtsprechung 

für zahlreiche Geschäfte bei den Gerichten 

zuständig, wie zum Beispiel im Bereich Regis-
tergericht, Betreuung, Grundbuch und Insol-

venz.  
(07/17/14) 

 


